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Einleitung 

Einleitung 
Lange bevor der Abbau tarifärer Handelshemmnisse zum Gegenstand all-
gemeiner internationaler Bemühungen wurde, war die Vereinheitlichung 
der Regeln des internationalen Privat- und Handelsrechts zur Erleichterung 
des internationalen Handels Gegenstand wissenschaftlichen und politi-
schen Interesses. Durch Übereinkommen, durch welche die Staaten sich 
zur Angleichung verpflichteten, sollten das Privat- und Handelsrecht dort 
vereinheitlicht werden, wo es von besonderem Interesse für den Handels-
verkehr war. Zwar sollte sich auch die 1957 gegründete Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft gemäß Art. 3 lit. h) EWGV zur Erreichung des Ziels 
einer harmonischen Wirtschaftsentwicklung des Mittels der Rechtsanglei-
chung bedienen. Zunächst stand dabei allerdings nur die Beseitigung der 
tarifären und nichttarifären öffentlichrechtlichen Handelshemmnisse im 
Blickfeld der Gemeinschaft1. Bedingt durch die Kompetenzen der EG in 
diesem Bereich wurde frühzeitig das Verhältnis der gemeinschaftsrechtli-
chen Maßnahmen zu denen des GATT 1947 bzw. der WTO auf internatio-
naler Ebene Gegenstand wissenschaftlicher Erörterungen2. Da hingegen 
das Privat- und Handelsrecht nur am Rande Gegenstand der Vereinheitli-
chungstätigkeit der EG war, bestand naturgemäß kaum wissenschaftliches 
Interesse, in diesem Bereich das Verhältnis zu den Institutionen der Privat-
rechtsvereinheitlichung sowie von diesen geschaffenen Instrumenten 
grundlegend zu klären. 

                                     
1  Hallstein, RabelsZ 28 (1964) 211; Zweigert, in: von Caemmerer/Nikisch/Zweigert 

(Hg.), Vom deutschen zum europäischen Recht (1963), Bd. II 401 (407); Zimmermann, 
Die Europäisierung des Privatrechts und die Rechtsvergleichung (2006) 13; Schneider, 
in: Zentrum für Europäisches Wirtschaftsrecht (Hg.), Vorträge und Berichte (1992), 
Bd. Nr. 10, 2, spricht von dem Eindruck der EG als Gemeinschaft des Wirtschaftsverwal-
tungsrechts; dies mag darauf zurückzuführen sein, dass auch in der ökonomischen Theo-
rie vorrangig die Fragen des öffentlichen Rechts betrachtet wurden; siehe etwa: 
Schmidtchen, RabelsZ 59 (1995) 56 (105 ff.); Wool, Unif.L.Rev. n.s. 8 (2003) 389 (390).  

2  Jüngst etwa: Sauer, Jurisdiktionskonflikte in Mehrebenensystemen (2008) 207 ff.; 
Licková, Eur.J.Int’l L. 19 (2008) 463 (475 ff.); Sander, in: Bauschke/Becker/et. al. (Hg.), 
Pluralität des Rechts (2002) 95 ff. 


